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„Bibi ist der Charismatiker“
Am 22. Januar sind die Israelis auf-
gerufen, ein neues Parlament zu
wählen. Über den möglichen Aus-
gang und Israels Herausforderun-
gen sprach Ilja Tüchter mit dem His-
toriker Michael Wolffsohn, bis 2012
Professor an der Universität der
Bundeswehr in München. Der 1947
in Tel Aviv geborene, seit 1954 in
Deutschland lebende Jude ist unter
anderem Autor von „Wem gehört
das Heilige Land?“.

Herr Wolffsohn, alle Welt geht davon
aus, dass Benjamin Netanyahu Israels
Regierungschef bleibt. Sie auch?
Ja.

Warum?
Weil der Abstand in den Umfragen
zwischen seiner Partei und den ande-
ren riesig ist. Selbst beim größtmögli-
chen Irrtum der Umfragen bleibt der
Abstand zwischen Likud und Arbeits-
partei 34 zu 18 Mandate. „Bibi“ ist
derzeit DER Charismatiker Israels.
Ob’s gefällt oder nicht. Seine Gegner
sind zerstritten und hätten, wenn
überhaupt, zusammen mit arabi-
schen Gruppierungen nur eine
hauchdünne, um- und zerstrittene
Mehrheit. Die würde schnellstens
zerbröseln.

Während im Ausland vorrangig auf
die Palästinenserfrage geschaut wird,
stehen soziale Themen wie Mietpreise
im Fokus vieler, gerade junger Wähler.
Wie desillusioniert sind die Israelis,
was die Palästinenser betrifft?
Total. Fokus auch der meisten jungen
Israelis ist übrigens zunächst die Si-
cherheitsfrage, dann die soziale. Si-

INTERVIEW: Der Historiker Michael Wolffsohn erwartet nach der Parlamentswahl in Israel keinen Machtwechsel

cherheit betrifft nicht nur die Palästi-
nenserfrage. „Land für Frieden“ hat
nicht geklappt. Ägypten gab man
1982 alle Gebiete zurück. Heute den-
ken die dort regierenden Muslimbrü-
der daran, den Frieden mit Israel zu
kündigen. 2000 zog sich Israel aus
dem Südlibanon zurück. Aus Dank
flogen Raketen auf Israel, und die

Schiitenmiliz Hisbollah rüstet dort
weiter auf. 2005 zog sich Israel aus
dem palästinensischen Gazastreifen
zurück. Wieder waren Raketen der
Dank. Das hat das israelische Frie-
denslager nachhaltig geschwächt. Es
hatte nämlich auch immer „Land für
Frieden“ gesagt. Da war das Ergebnis
„Raketen für Land“ keine vorzeigbare,
sprich: wählbare Leistung.

Unmittelbarer Auslöser der Parla-
mentswahl war, dass die Regierungs-
koalition sich außerstande sah, die
Wehrpflicht auch auf die Haredim, al-
so strengreligiöse Juden, und arabi-
sche Israelis auszudehnen. Das Obers-
te Gericht hatte das verlangt. Gibt es
Aussichten auf eine Lösung?
Jener Auslöser war doch nur Vor-
wand. Netanyahu wollte Wahlen,
weil die Umfragen günstig waren. Das
Problem besteht fort. Aber gegen die
religiösen Parteien ist nicht viel zu
machen. Und die blockieren. Auch in
Israel ist jeder froh, der nicht drei Jah-
re ins Militär muss. Die Religiösen ha-
ben die besten Drückeberger-Argu-
mente. Religiös verbrämt. Das provo-
ziert die nichtreligiösen Israelis, die
zu Recht sagen: „Wir holen denen die
Kastanien aus dem Feuer, und die ho-
cken in Betstuben, wo sie lernen, oh-
ne zu arbeiten. Und dafür zahlen wir
auch Sozialabgaben.“

Wie wichtig ist der Militärdienst heute
im Vergleich zu früher für den Zusam-
menhalt der israelischen Gesellschaft?
Zähneknirschend, doch der Not ge-
horchend gehen die Israelis heute ins
Militär. Männer drei, Frauen zwei Jah-
re. Natürlich denkt man darüber

nach, wie das außenpolitisch geän-
dert werden könnte. Ja, wie? Wer hat
die Formel? „Land für Frieden“ hat
eben auch nicht geklappt. Dass die
Europäer das stets fordern, verwan-
delt den Misserfolg nicht in Erfolge.

Seit der letzten Wahl 2009 ist Israels
Nachbarschaft noch unübersichtli-
cher und instabiler geworden. Israel
muss sich bedroht fühlen, bekommt
aber immer weniger Verständnis da-
für, auch in Deutschland. Wie allein
ist Israel? Was kann, was sollte die
neue Regierung dagegen tun?
Sie muss sich sanfter darstellen. Das
wird aber nichts grundsätzlich än-
dern, denn Deutschland und Europa
verstehen wenig von Sicherheitspoli-
tik. Das gilt auch für die sogenannten
und selbst ernannten Experten hier-
zulande. Das liegt daran, dass wir hier
gottlob seit über 60 Jahren Frieden
haben und Gewalt als Mittel der Poli-
tik inzwischen für unmöglich halten
oder zumindest kategorisch ableh-
nen. Schön wär’s. Wie wirklichkeits-
fremd deutsche Nahost-Träume wa-
ren und sind, zeigt die totale Fehlein-
schätzung der Arabischen Revolutio-
nen. Da kommt noch einiges auf Israel
– und uns zu.

Nehmen wir an, Benjamin Netanyahu
bleibt Premier. Ist dann damit zu rech-
nen, dass seine Prioritätenliste weiter-
hin „Iran, Iran, Iran“ heißen wird?
Ja! Denn „Iran, Iran, Iran“ heißt: das
Überleben sichern. Alles andere be-
trifft nur die Lebensgestaltung. Die-
ses Nur ist wichtig und bei uns zen-
tral, weil unser Überleben in Deutsch-
land von niemandem bedroht wird.

Operation Buschkatze

VON TOM SCHIMMECK

Die Hubschrauber des 4. Helikopter-
regiments der Spezialkräfte, Typ „Ga-
zelle Hot“ und „Gazelle canon“, star-
teten am Freitagnachmittag Richtung
Nordmali. Um 16 Uhr flogen sie den
ersten Angriff gegen eine Fahrzeug-
kolonne islamistischer Kämpfer, die
aus ihren Hochburgen Timbuktu und
Gao Richtung Süden aufgebrochen
waren. Nach französischen Angaben
wurden vier Fahrzeuge zerstört und
so „eine Kolonne dschihadistischer
Elemente“ auf dem Weg nach Konna
gestoppt. Ein französischer Soldat
wurde von Gewehrfeuer getroffen
und starb .

„Wir mussten schnell handeln, be-
vor es zu spät ist“, begründete Vertei-
digungsminister Jean-Yves Le Drian
in Paris den Start der „Operation Ser-
val“ (Buschkatze). „Wir fliegen jetzt
ständig Angriffe“, erklärte er gestern.
„Jetzt, heute Nacht und auch morgen
wird es welche geben.“ Ziele sind
Stellungen und Treibstofflager der Is-
lamisten.

Frankreich lässt in Afrika militärisch die Muskeln spielen. Nach einer politischen Kehrtwende in Paris
kämpft das französische Militär seit Freitag in Mali gegen die Islamisten. In der Nacht zum Samstag
endete in Somalia der Versuch französischer Spezialeinheiten, eine Geisel zu befreien, in einem Blutbad.

Bereits in der Nacht zum Samstag
hatten vier Mirage-Kampfjets, beglei-
tet von Tankflugzeugen, Stellungen
der Islamisten in Nordmali bombar-
diert. Transport- und acht weitere
Kampfflugzeuge stehen im Tschad
zum Einsatz bereit. Etwa 200 zusätz-
liche französische Soldaten wurden
aus N’Djamena in die malische
Hauptstadt Bamako verlegt.

Etwa 5600 Kilometer östlich, im so-
malischen Bulomarer, hatte in der
Nacht zum Samstag eine Sonderein-
heit des französischen Auslandsge-
heimdienstes Direction Générale de
la Sécurité Extérieure (DGSE) ver-
sucht, einen ihrer Leute aus den Hän-
den der islamistischen Al-Schabab zu
befreien. Der Agent mit dem Pseud-
onym Denis Allex war im Juli 2009 in
Mogadischu entführt worden. Das
DGSE-Kommando startete von Dji-
bouti aus per Hubschrauber, landete
nach Informationen aus Somalia je-
doch zunächst am falschen Ort. Bei ei-
nem nächtlichen Schusswechsel wur-
den nach Angaben aus Paris 17 „Terro-
risten“ und mindestens ein Agent ge-
tötet, ein weiterer verschleppt oder
getötet. Auch Agent Allex sei höchst-
wahrscheinlich tot. Die somalischen
Islamisten dagegen erklärten, die Gei-
sel sei am Leben, über sie werde „ein
Urteil gesprochen“.

Es ist nicht die erste gescheiterte
Geiselbefreiung Frankreichs. Vor
zwei Jahren starben bei einer franzö-
sisch-nigerianischen Operation in
Mali zwei französische Geiseln und
drei nigerianische Soldaten. In West-
afrika befinden sich derzeit acht Fran-
zosen in Geiselhaft: „Al Qaida im isla-

mischen Maghreb“ (Aqim) hält vier
Mitarbeiter des Nuklearkonzerns
Areva, im September 2010 in Niger
entführt, sowie zwei im November
2011 in Nordmali verschleppte Geolo-
gen gefangen. Die „Bewegung für Ein-
heit und Jihad in Westafrika“ (Mujao),
die in Nordmali die Region Gao be-
setzt hält, hat eine weitere französi-
sche Geisel in ihrer Gewalt. Zuletzt
wurde am 19. Dezember ein Inge-
nieur im Norden Nigerias entführt.

Paris begründet die plötzliche In-
tervention in Mali mit einem Hilferuf
der Interimsregierung in Bamako. An-
fang vergangener Woche hatte die
malische Armee Fahrzeugkolonnen
islamistischer Rebellen gesichtet. Ge-
heimdienste meldeten, Aqim, Mujao,
die in Timbuktu herrschende radikale
Tuareg-Gruppierung Ansar Dine und
womöglich sogar die Boko-Haram-Is-
lamisten aus Nigeria hätten sich zu ei-
ner mindestens 1200 Mann starken
Truppe zusammengeschlossen, um
den Süden anzugreifen. Tagelang
kämpfte die malische Armee auf zu-
nehmend verlorenem Posten. Am
Donnerstag eroberten die Islamisten
den Ort Konna, nur gut 50 Kilometer
von Mopti entfernt, der wichtigsten
Stadt vor der Grenze zum islamistisch
kontrollierten Territorium. Malis Ar-
mee nahm Reißaus.

Als ein Vormarsch auf die Haupt-
stadt Bamako nicht mehr ausge-
schlossen schien, rief Malis Interims-
präsident Dioncounda Traoré die
ehemalige Kolonialmacht zu Hilfe.
Diese erfolgte prompt. Am Donners-
tag wurden französischen Truppen in
Sévaré abgesetzt und französische
Hubschrauber aus dem benachbarten
Burkina Faso herbeibeordert. Schon
am Samstag war Konna nach schwe-
ren Gefechten wieder in der Hand
malischer Truppen. Präsident Traoré
verkündete noch am Freitagabend in
einer Fernsehbotschaft an die Nation
eine „Generalmobilmachung“ und
verhängte den Ausnahmezustand.

Der Alleingang Frankreichs hat den
bisher gemächlichen Vorbereitungen
zur Rückeroberung Nordmalis Schub
verliehen. Der Exekutivpräsident der
Afrikanischen Union, Thomas Boni
Yayi aus Benin, appellierte an die
Nato, in Mali an der Seite der afrikani-
schen Brüder zu kämpfen. Die westaf-
rikanische Staatengemeinschaft Eco-
was kündigte an, die ersten Truppen
sofort zu stationieren. Senegal und
Nigeria sollen nach UN-Angaben be-
reits Soldaten bereitgestellt haben.
Niger und Burkina Faso kündigten an,
jeweils 500 Mann nach Mali zu schi-
cken. „Die Rückeroberung Nordmalis
beginnt“, verkündete Ally Coulibaly,
Minister der Elfenbeinküste, die der-
zeit den Ecowas-Vorsitz hält.

Überraschungen im
Rennen um die Prager Burg

VON RUDOLF GRUBER

Die erste Volkswahl des tschechi-
schen Präsidenten brachte eine
Überraschung: Der Altlinke Zeman
und Fürst Schwarzenberg gehen En-
de Januar in die Stichwahl.

Karel Schwarzenberg, amtierender
Außenminister, kam nahe an den Fa-
voriten Milos Zeman heran: Der ehe-
malige sozialdemokratische Regie-
rungschef (1998-2002) erhielt in der
ersten Wahlrunde am Wochenende
24,2 Prozent der Stimmen, Schwar-
zenberg 23,4 Prozent. Jan Fischer,
ebenfalls Ex-Premier (2009), landete
überraschend abgeschlagen mit 16,3
Prozent an dritter Stelle. Mit 16,1 Pro-
zent erreichte auch Jiri Dienstbier,
Sohn des gleichnamigen Ex-Außen-
ministers und Dissidenten, noch ein
passables Ergebnis.

Der Theaterwissenschaftler Vlad-
mir Franz ist mit knapp sieben Pro-
zent der Stimmen weit unter seinen
Erwartungen geblieben. Der „blaue
Professor“ – so genannt wegen seiner
flächendeckenden Tätowierung von
Kopf bis Fuß – war bloß ein Jux-Kan-
didat für politisch frustrierte Wähler.
Eine schwere Schlappe erlitt Prze-
mysl Sobotka, Vertreter der rechtsli-
beralen Regierungspartei ODS, der
sich mit den restlichen vier Kandida-
ten 13 Prozent der Stimmen teilen
muss.

Schwarzenberg, Spross eines der
großen böhmischen Adelsgeschlech-
ter, hat in der zweiten Runde am 25.
und 26. Januar durchaus Chancen.

Hohe Beteiligung bei Präsidentenwahl in Tschechien

Wegen seiner souveränen Erschei-
nung und umfassenden Bildung hal-
ten ihn viele Tschechen für präsidia-
bel, auch zählen sie ihn nicht zum
korrupten System. „Das habe ich
nicht nötig, ich bin schon reich“, sagte
er, ein Liebhaber sarkastischen Hu-
mors, einmal in einem Interview. Zu-
dem ist Schwarzenberg im Ausland
hoch angesehen, das beeindruckt
auch die Tschechen, die ihre Politiker
gewöhnlich herzhaft verachten. Sein
einziger Nachteil: Er ist bereits 75
Jahre alt, hat sich aber vor der Wahl
von seinen Ärzten bescheinigen las-
sen, fit für die Prager Burg zu sein.

Überrascht hat auch die für Tsche-
chien ungewöhnlich hohe Beteili-
gung von rund 60 Prozent der Wahl-
berechtigten. Beobachter sehen den
Grund dafür in der Attraktivität der
Volkswahl, der ersten seit der Wende
1989. Danach gab es in Tschechien
erst zwei Präsidenten, Vaclav Havel
und Vaclav Klaus, die beide durch das
Parlament gewählt wurden.

Deutschland und Europa verstehen
wenig von Sicherheitspolitik, findet
der Historiker Michael Wolffsohn.
Das gelte auch für die selbsternann-
ten Experten. FOTO: DPA

Frankreichs Regierung wiegelt ab. Ist
das Land in den Krieg gezogen? Das
zu behaupten, wäre übertrieben,
meint Premierminister Jean-Marc Ay-
rault. Und Staatschef François Hollan-
de stellt klar: Das militärische Ein-
greifen in Mali „dient allein dem
Kampf gegen den Terrorismus“.

In der Tat zeigt sich am dritten Tag
der nach einer afrikanischen Wild-
katze benannten „Operation Serval“,
dass die Mission der französischen
Armee in dem westafrikanischen
Land kein militärisches Abenteuer ist
und Paris klar umrissene Ziele ver-
folgt. „Es geht darum, die Entstehung
eines Malistans zu verhindern, eines
Rückzugs- und Aufmarschgebiets is-
lamistischer Terroristen“, sagte ein
Militärexperte gestern im Rundfunk-
sender „France Info“. Da die afrikani-
sche Eingreiftruppe noch nicht ein-
satzbereit sei und die den Norden Ma-
lis kontrollierenden islamistischen

Zur Sache: In Frankreich gilt jetzt Sicherheitsstufe „dunkelrot“
Rebellen immer weiter nach Süden
vorgedrungen seien, habe Paris rea-
gieren müssen. Verstärkt habe den
Handlungsdruck noch, dass in Mali
6000 Franzosen leben, die es vor den
Islamisten zu schützen gelte.

Anders als beim Militäreinsatz an
der Seite der libyschen Rebellen ge-
gen Gaddafi geht Paris im ehemals
französischen Westafrika kein großes
Risiko ein. Die Front ist klar definiert,
das Gelände übersichtlich, die Gefahr
eigener Verluste gering. Die französi-
sche Luftwaffe, die gemeinsam mit
malischen Bodentruppen die Rebel-
len auf ihrem Marsch nach Süden auf-
zuhalten versucht, agiert nach Ein-
schätzung von Militärexperten unter
nahezu idealen Voraussetzungen. Die
wüstenähnliche Sahelzone ist über-
sichtlich, die Konvois des Gegners
bieten ein klares Ziel. Während Malis
Armee am Wochenende hohe Verlus-
te meldete, hatten die Franzosen al-

lein den Tod eines Hubschrauberpilo-
ten zu beklagen. Am Boden beschrän-
ken sich Frankreichs Soldaten in Mali
im Wesentlichen darauf, im nicht um-
kämpften Süden des Landes strate-
gisch wichtige Einrichtungen wie
Flughäfen zu sichern.

Die Zustimmung zum Militärein-
satz ist überwältigend. Von den Kom-
munisten über Grüne, Rechtsbürger-
liche bis hin zum Front National: Die
Franzosen applaudieren ihrem zu-
letzt wenig gefeierten sozialistischen
Präsidenten. Und dies, obwohl das
Engagement seinen Preis hat. Nach
Einschätzung von Sicherheitsexper-
ten muss das an vorderster Front ge-
gen islamistische Rebellen kämpfen-
de Land mit terroristischen Vergel-
tungsschlägen rechnen. Premiermi-
nister Ayrault hat am Wochenende
die Sicherheitsstufe „dunkelrot“ aus-
gerufen und den Schutz öffentlicher
Verkehrsmittel, öffentlicher Gebäude

und öffentlicher Versammlungen
verstärkt. Die französische Militärin-
tervention in Mali werde für französi-
sche Staatsbürger in der gesamten
muslimischen Welt „Konsequenzen
haben“, kündigte gestern ein Spre-
cher der malischen Rebellengruppe
Ansar Dine an. Auch schwindet die
Hoffnung, das Leben französischer
Geiseln retten zu können, die sich in
der Gewalt islamistischer Terroristen
befinden. Wenn ein französisches
Sondereinsatzkommando zu Beginn
der „Operation Serval“ versucht hat,
den seit Juli 2009 in Somalia festge-
haltenen Landsmann Denis Allex zu
befreien, dann aus der Befürchtung,
dass die Geiselnehmer Vergeltung
üben, den Gefangenen umbringen
könnten. Die Aktion ist fehlgeschla-
gen, die Islamisten haben den Franzo-
sen wohl getötet. Zwei Elitesoldaten
und 17 Islamisten sollen ebenfalls
ums Leben gekommen sein. (vex)

Französische Soldaten bewaffnen in N'Djamena (Tschad) ein Mirage-Kampfflugzeug: Paris bezieht in Malis Bürgerkrieg jetzt deutlich Stellung. FOTO: RTR

Für die Stichwahl qualifiziert : Karel
Schwarzenberg (links) und Milos Ze-
man. FOTOS: DPA/AFP

200 französische Soldaten
wurden aus N’Djamena nach
Bamako verlegt.

Einige afrikanische Staaten
stellen Soldaten für die
Kämpfe in Mali bereit.


